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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Errichtung der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte 

- Nr. 4319 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
der Bundesversicherungsansialt 
für Angestellte 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

I. Allgemeines 

§ 1 

(1) Als Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung der Angestellten wird die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte (Bun- 
desversicherungsanstalt) errichtet; sie hat 
ihren Sitz in Berlin. 

(2) Die Bundesversicherungsanstalt ist eine 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts. 

(3) Die Bundesversicherungsanstalt führt 
die Versicherung nach dem Angestelltenver- 
sicherungsgesetz in der Fassung vom 28. Mai 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 563) und den zu 
seiner Ergänzung, Änderung und Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften durch. 

§ 2 

(1) Die Aufsicht über die Bundesversiche- 
rungsanstalt führt der Bundesminister für 
Arbeit; sie erstreckt sich darauf, daß Gesetz 
und Satzung beachtet werden. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

I. Allgemeines 

§ 1 

unverändert 


§2 

unverändert 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


(2) Dem Bundesminister für Arbeit ist 
jährlich ein Geschäftsbericht vorzulegen, der 
den Rechnungsabschluß sowie eine Darstel- 
lung über die Entwicklung der Bundesver- 
sicherungsanstalt im abgelaufenen Geschäfts- 
jahr enthalten muß. Der Geschäftsbericht ist 
vom Vorstand zu erstatten und von der Ver- 
treterversammlung zu billigen. Der Geschäfts- 
bericht ist dem Bundestag vorzulegen. 


II. Organe 

§ 3 

(1) Die Organe der Bundesversicherungs- 
anstalt sind 

1. die Vertretcrversammlung, 

2. der Vorstand. 

(2) Die Vertreterversammlung darf höch- 
stens aus sechzig, der Vorstand höchstens 
aus zwölf Mitgliedern bestehen. 

(3) Die Wahl der Organe erfolgt nach den 
Vorschriften des Gesetzes über die Selbstver- 
waltung und über Änderungen von Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Sozialversiche- 
rung (Selbstverwaltungsgesetz) in der Fas- 
sung vom 13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 427). 


§ 4 

(1) Die Organe haben die ihnen durch Ge- 
setz und Satzung zugewiesenen Aufgaben 
und Befugnisse. 

(2) Die Vertreterversammlung kann ins- 
besondere 

1. durch Beauftragte aus ihrer Mitte, die zu 
ihrer Unterstützung Sachverständige und 
Hilfskräfte zuziehen können, jederzeit die 
Geschäftsführung prüfen lassen, 

2. für Verfügungen über Grundstücke die 
Zustimmung der Vertreterversammlung 
oder eines Ausschusses vorschreiben. 

(3) Richtlinien über die Anlegung des 
Vermögens können von der Vertreterver- 
sammlung nur gemeinsam mit dem Vor- 
stand erlassen werden. 


II. Organe 

§3 

unverändert 


§ 4 


unverändert 
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IIL Gesdiäftsführung 

§ 5 

Die Mitglieder der Geschäftsführung wer- 
den nach Maßgabe des § 10 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit § 8 Abs. 1 Buchst, c des Selbst- 
verwaltungsgesetzes gewählt; sie haben die 
ihnen nach Gesetz und Satzung zugewiesenen 
Aufgaben und Befugnisse. 

§ 6 

Urkunden in eigenen Angelegenheiten der 
Bundesversicherungsanstalt, die zur Vorlage 
beim Grundbuchamt bestimmt sind, müssen 
von zwei Mitgliedern der Geschäftsführung 
vollzogen und mit dem Siegel der Bundes- 
versicherungsanstalt versehen sein. Diese 
Urkunden haben die Eigenschaft öffentlicher 
Urkunden. 


IV. Satzung 

§ 7 

(1) Die Vertreterversammlung beschließt 
die Satzung; sie bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Arbeit. 

(2) Wird die Genehmigung versagt, so hat 
die Vertreterversammlung in der vom Bun- 
desminister für Arbeit festgesetzten Frist 
eine neue Satzung zu beschließen. Kommt 
kein Beschluß zustande oder wird auch die 
neue Satzung nicht genehmigt, so kann der 
Bundesminister für Arbeit die Satzung er- 
lassen und auf Kosten der Bundesversiche- 
rungsanstalt durchführen. 

§ 8 

Die Satzung muß Bestimmungen enthalten 
über 

1 . Mitgliederzahl, Rechte und Pflichten der 
Vertreterversammlung, Art der Beschluß- 
fassung der Vertreterversammlung sowie 
ihre Vertretung nach außen, 

2. Mitgliederzahl, Art der Beschlußfassung 
des Vorstandes und seine Vertretung nach 
außen. Form der Willenserklärung des 
Vorstandes sowie seiner Unterschrift für 
die Bundesversicherungsanstalt, 


III. Geschäftsführung 
§ 5 

unverändert 




unverändert 


IV. Satzung 

§ 7 

unverändert 


§ 8 


unverändert 


4 



Entwurf 

3. Vertretung der Bundesversicherungsan- 
stalt gegenüber dem Vorstand, 

4. Zahl der Mitglieder der Geschäftsführung 
sowie Art und Umfang ihrer Tätigkeit, 

5. Bildung von Ausschüssen der Organe, 

6. Versichertenälteste, Vertrauensmänner, 
ihre Wahl und ihre Befugnisse, 

7. Aufstellung und Abnahme der Jahres- 
rechnung, 

8. Veröffentlichung des Jahresabschlusses, 

9. Art der Bekanntmachungen, 

1 0. Änderung der Satzung. 


V. Beamte, Angestellte, Arbeiter 

§ 9 

(1) Die Geschäfte der Bundesversicherungs- 
anstalt werden durch Beamte wahrgenom- 
men sowie durch Arbeitskräfte, die auf 
Grund privatrechtlichen Dienstvertrages an- 
gestellt sind. 

(2) Stellen für Beamte sollen nur in dem 
Umfange vorgesehen werden, als sie für eine 
Tätigkeit zur Erfüllung hoheitsrechtlicher 
Aufgaben erforderlich sind. §§ 15 und 16 
bleiben unberührt. 

§ 10 

(1) Die Beamten der Bundesversicherungs- 
anstalt sind mittelbare Bundesbeamte. 

(2) Oberste Dienstbehörde ist, soweit 
nidit die Zuständigkeit des Bundesministers 
für Arbeit begründet ist, der Vorstand der 
Bundesversicherungsanstalt; er kann die Aus- 
übung seiner Rechte auf denVor sitzen- 
den der Gesdiäftsführung übertragen. 

§ 11 

Die Mitglieder der Geschäftsführung wer- 
den nach Wahl durch die Vertreterversamm- 
lung auf Vorschlag der Bundesregierung vom 
Bundespräsidenten in das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit berufen. Die übrigen Beam- 
ten werden auf Vorschlag des Vorstandes 
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V. Beamte, Angestellte, Arbeiter 

S9 

unverändert 


§ 10 

(1) unverändert 

(2) Oberste Dienstbehörde ist, soweit nicht 
die Zuständigkeit des Bundesministers für 
Arbeit begründet ist, der Vorstand der Bun- 
desversicherungsanstalt; er kann die Aus- 
übung seiner Rechte auf die Geschäfts- 
führung übertragen. 

§ 11 

unverändert 
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vom Bundesminister für Arbeit ernannt; er 
kann seine Befugnisse auf den Vorstand der 
Bundesversichcrungsanstalt übertragen. 

VI. Haushalt 

§ 12 

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Die Rechnungsbücher und die Kassen- 
bücher sind jährlich abzuschließen. 

(3) Der Vorstand prüft den Rechnungs- 
abschluß; die Vertreterversammlung nimmt 
ihn ab. 

§ 13 

(1) Der Entwurf des Haushaltsplans wird 
vom Vorstand aufgestellt; er ist dem Bun- 
desminister für Arbeit spätestens am 1. Sep- 
tember vor Beginn des Geschäftsjahres, für 
das er gelten soll, vorzulegen. 

(2) Die Bundesregierung kann innerhalb 
zweier Monate Beanstandungen erheben, 
wenn der Haushaltsplan gegen Gesetz oder 
Satzung verstößt oder die Leistungsfähigkeit 
der Bundesversicherungsanstalt zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen gefährdet. 

(3) Der Entwurf des Haushaltsplans soll 
spätestens am 1. November vor Beginn des 
Gesdiäftsjahres, für das er gelten soll, der 
Vertreterversammlung zur Beschlußfassung 
zugeleitet werden. Dabei hat der Vorstand 
zu den Beanstandungen der Bundesregierung 
Stellung zu nehmen, soweit er sie nicht be- 
rücksichtigt hat. 

(4) Die Vertreterversammlung stellt den 
Haushalt fest. Werden bei der Feststellung 
die Beanstandungen der Bundesregierung 
nicht berücksichtigt, so kann diese den Fest- 
stellungsbeschluß aufheben und den Haus- 
halt selbst feststellen. 

§ 14 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben werden 
nach dem festgestellten Elaushalt verwaltet. 

(2) Ausgaben, die im Haushalt 
nicht vorgesehen sind, bedür- 
fen der Zustimmung der V c r tre- 
te r v e r s a m m 1 u n g. 


Beschlüsse des 2 1 . A u s s c h u s s e s 

VL Haushalt 

§ 12 

unverändert 


§ 13 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) Die Vertreterversammlung stellt den 
Haushalt fest. Werden bei der Feststellung die 
Beanstandungen der Bundesreeierung nicht 
berücksichtigt, so kann diese den Feststel- 
lungsbescliluß insoweit aufheben und den 
Haushalt selbst feststellen. 

§ 14 

(1) unverändert 

(2) entfällt 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 
L Beamte, Angestellte, Arbeiter 
§ 13 

Die beim Inkrafttreten des Gesetzes bei 
der Treuhandverwaltung der Reichsversiche- 
rungsanstalt für Angestellte In Berlin haupt- 
amtlich Beschäftigten treten mit dem Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes in den 
Dienst der Bundesversicherungsanstalt über. 
Soweit die Beschäftigten Beamte waren oder 
ihr Dienstverhältnis nadi der Dienstordnung 
der Reichsversicherungsanstalt In der Fassung 
vom 30. Januar und 6. Februar 1933 und 
dem Nachtrag vom 30. November 1936 ge- 
regelt war, sind sie als Beamte zu überneh- 
men. Für die Übernahme früherer Beamter 
der Reichsversicherungsanstalt ist die Rechts- 
stellung maßgebend, die sie am 8. Mai 1945 
Innegehabt haben. Dienstordnungsmäßig An- 
gestellte sind In der besoldungsrechtlichen 
Stellung zu übernehmen, die sie an diesem 
Tage hatten. Für die Angestellten und für 
die Arbeiter gilt § 18 entsprechend. 

§ 16 

(1) Von der Gesamtzahl der am 31. De- 
zember 1952 bei den Landesversicherungs- 
anstalten beschäftigten Beamten ist von der 
Bundesversicherungsanstalt die Anzahl zu 
übernehmen, die dem Verhältnis der Zahl 
der für Januar 1953 im Bezirk der Landes- 
versicherungsanstalt gezahlten Renten aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter zur 
Zahl der aus der Rentenversicherung der 
Angestellten gezahlten Renten entspricht. 
Im übrigen gelten für die Beamten die Vor- 
schriften des Kapitels V des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf dem Gebiete 
des allgemeinen Beamten-, des Besoldungs- 
und des Versorgungsrechts vom 30. Juni 1933 
in der Bundesfassung vom 24. Januar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S, 87, 97). 

(2) Die zu übernehmenden Beamten be- 
stimmt die für die abgebende Landesversiche- 
rungsanstalt zuständige Aufsichtsbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 
I. Beamte, Angestellte, Arbeiter 

S 15 

unverändert 


§ 16 

(1) Von der Gesamtzahl der am 31. De- 
zember 1952 bei den Landesversicheruiigs- 
anstalten beschäftigten Beamten ist von der 
Bundesvcrsicherungsanstalt die Anzahl zu 
übernehmen, die dem Verhältnis der Zahl 
der für Januar 1953 im Bezirk der Landes- 
versiciierunganstalt gezahlten Renten aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter zur Zahl 
der aus der Rentenversicherung der Ange- 
stellten gezahlten Renten entspricht. Im 
übrigen gelten, soweit in § 30 a nichts anderes 
bestimmt ist, für die Beamten die Vorschrif- 
ten des Kapitels V des Gesetzes zur Ände- 
rune von Vorschriften auf dem Gebiete des 
allgemeinen Beamten-, des Besoldungs- und 
des Versorgungsrechts vom 30. Juni 1933 
In der Bundesfassung vom 24. Januar 1951 
(Bundesgesetzbl. T S. 87, 97). 

(2) Die zu übernehmenden Beamten be- 
stimmt die für die abgebende Landesversiche- 
rungsanstalt zuständige Aufsichtsbehörde Im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
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Arbeit. Grundsätzlich soll die Übernahme 
solcher Beamten der Landesversicherungsan- 
stalten nicht bestimmt werden, die bereits 
vor dem 8. Mai 1945 Beamte der Landesver- 
sicherungsanstalten waren. 


(3) Außer in den Fällen des § 23 Abs. 3 
des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, 
des Besoldungs- und des Versorgungsrechts 
kann der Vorstand der Bundesversicherungs- 
anstalt innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Beamte in den Warte- 
stand versetzen, die 

1. für den Dienst in der Bundesversicherungs- 
anstalt nicht geeignet sind; der E i n - 
wand der Nichteignung soll in 
der Regel gegenüber solchen Be- 
amten nicht erhoben werden, 
die vor dem 1. Januar 1949 in 
die Dienste einer Landesver- 
sichcrungsanstalt getreten 
sind oder früher der Reichs- 
versicherungsanstalt für An- 
gestellte an gehört haben, 

2. nach dem 31. Dezember 1951 

a) bei einer Landesversicherungsanstalt 
unter V erletzung der beamten- 
rechtlichen Vorschriften ernannt oder 
als solche befördert oder 

b) aus anderen Verwaltungen an eine Lan- 
desversicherungsanstalt versetzt wor- 
den sind. 

(4) Für die Beamten, welche die Bundes- 
versicherungsanstalt nach Absatz 3 in den 
Wartestand versetzt, erstattet die abgebende 
Landesversicherungsanstalt die Hälfte des 
Versorgungsaufwandes, insbesondere Warte- 
geld, Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge. 

(5) Die nach Absatz 2 zu übernehmenden 
Beamten der Landesversicherungsanstalten 
werden zu dem Zeitpunkt Beamte der Bun- 
desversicherungsanstalt, in dem die Aufgaben 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Arbeit. Die Auswahl soll sich in erster Linie 
auf Beamte der Landesversicherungsanstalten 
erstrecken, die am 8. Mai 1945 Beamte der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
waren oder die am 31. Dezember 1952 aus- 
schließlich für die Erfüllung von Aufgaben 
der Angestelltenversicherung tätig waren. 
Grundsätzlich soll die Übernahme solcher 
Beamten der Landesversicherunganstalten 
nicht bestimmt werden, die bereits vor dem 
8. Mai 1945 Beamte der Landesversicherungs- 
anstalten waren. 

(3) Außer in den Fällen des § 23 Abs. 3 
des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, 
des Besoldungs- und des Versorgungsrechts 
kann der Vorstand der Bundesversicherungs- 
anstalt innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Beamte in den Warte- 
stand versetzen, die 

1. für den Dienst In der Bundesversicherungs- 
anstalt nicht geeignet sind. 


2. nach dem 31. Dezember 1951 

a) bei einer Landesversidierungsanstalt 
unter Nichtbeaditung der beamten- 
rechtlichen Vorschriften ernannt oder 
als solche befördert oder 

b) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die nach Absatz 2 zu übernehmenden 
Beamten der Landesversicherungsanstalten 
werden zu dem Zeitpunkt Beamte der Bun- 
desversicherungsanstalt, in dem die Aufgaben 
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auf dem Gebiete der Rentenversicherung der 
Angestellten nach § 26 auf die Bundesversi- 
cherungsanstalt übergehen, es sei denn, 
daß der Bundesministerfür Ar- 
beit im Einzelfalle einen an- 
deren Zeitpunkt für die Über- 
nahme bestimmt. 

§ 17 

Die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte ist „entsprechende Einrichtung*^ im 
Sinne des § 61 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 1 1 . Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) gegenüber 
der Reichsversicherungsanstalt für Ange- 
stellte (Nr. 11 der Anlage A zu § 2 Abs. 1 
des vorbezeichneten Gesetzes). Die oberste 
Dienstbehörde bestimmt sich nach § 10 Abs 2. 

§ 18 

(1) Die bei den Landesversicherungsanstal- 
ten beschäftigten Angestellten undArbei- 
ter, die am 3 1. Dezember 1952 
ausschließlich für die Erfül- 
lung von Aufgab en der Ange- 
ste 1 1 t e n v e r s i c h e r u n g tätig wa- 
ren, treten zu den nach § 26 bestimmten 
Zeitpunkten nach der für sie bisher 
maßgebenden Vergütungs- oder Lohn- 
gruppe in den Dienst der Bundesversiche- 
rungsanstalt. 

(2) Sind die Dienstbezüge eines Angestell- 
ten oder Arbeiters nach dem Stand 
am Tage vor der Übernahme höher als die 
am Tage der Übernahme zustehenden Dienst- 
bezüge, so wird der Unterschiedsbetrag als 
persönliche Ausgleichszulage so lange gewährt, 
bis er durch Steigen der Dienstbezüge ausge- 
glichen wird. Hierbei werden nicht angerech- 
net Änderungen des Wohnungsgeldzuschusses 
und des örtlichen Sonderzuschlages, die durch 
Versetzung in einen anderen Ort oder durch 
Einweisung des Dienstortes In eine andere 
Ortsklasse elntreten. 

(3) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 2 
sind sämtliche laufenden Geldbezüge aus dem 
Dienstvertrag mit Ausnahme von Kinderzu- 
schlägen, Überstundenvergütungen, Auf- 
wandsentschädigungen, Reisekostenvergütun- 
gen und Wohnungs geldern. 
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auf dem Gebiete der Rentenversicherung der 
Angestellten nach § 26 auf die Bundesver- 
sicherungsanstalt übergehen. 


S 17 

unverändert 


§ 18 

(1) Für die bei den Landesversicherungs- 
anstalten beschäftigten Angestellten gilt § 16 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 entsprechend. 
Die zu übernehmenden Angestellten treten 
zu dem nach § 26 bestimmten Zeitpunkt 
nach der für sie bisher maßgebenden Ver- 
gütungsgruppe in den Dienst der Bundes- 
versicherungsanstalt. 


(2) Sind die Dienstbezüee eines AngestelL 
ten nach dem Stand am Tage vor der Über- 
nahme höher als die am Taee der Übernahme 
zustehenden Dienstbezüge, so wird der Un- 
terschiedsbetrag als persönliche Ausgleichs- 
zulage so lanee gewährt, bis er durch Steiijen 
der Dienstbezüge ausgeglichen wird. Hierbei 
werden nicht angerechnet Änderungen des 
Wohnungsgeldzuschusses und des örtlichen 
Sonderzuschlages, die durch Versetzung in 
einen anderen Ort oder durch Einweisung 
des Dienstortes in eine andere Ortsklasse 
eintreten. 

(3) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 2 
sind sämtliche laufenden Geldbezüge aus dem 
Dienstvertrag mit Ausnahme von Kinderzu- 
schlägen, Überstundenvergütungen, Auf- 
wandsentschädigungen, Reisekostenvergütun- 
gen und Trennungsgeldern. 
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E n : V/ u r t 


11. Vermögen 
§ 19 

(1) Die Reichs Versicherungsanstalt für An- 
gestellte wird mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgelöst. Ihr Vermögen (Eigentum 
und alle sonstigen Vermögensrechte) sowie 
die aus Mitteln dieses Vermögens nach dem 
8. Mai 1945 für die Reichsversicherungsan- 
stalt erworbenen Vermögensrechte gehen auf 
die Bundesversicherungsanstalt über. 

(2) Ferner gehen das Eigentum und alle 
sonstigen Vermögensrechte, welche die Trä- 
ger der Rentenversicherung der Arbeiter 
nach dem 8. Mai 1945 aus Mitteln der An- 
gestelltenversicherung erworben haben, auf 
die Bundesversicherungsanstalt über. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für 
Rechte, die durch Gesetz für unübertrag- 
bar oder nur auf Grund besonderer Verein- 
barungen für übertragbar erklärt sind. 

(4) Die Verbindlichkeiten, die mit dem Ver- 
mögen nach den Absätzen 1 und 2 in recht- 
lichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen, gehen vorbehaltlich der in zwischen- 
staatlidien Abkommen getroffenen Regelun- 
gen vom Inkrafttreten dieses Gesetzes auf die 
Bundesversicherungsanstalt über. 


§ 20 

(1) Die Wirksamkeit von rechtsgeschäft- 
lichen Verfügungen, die über Vermögens- 
rechte der in § 19 Abs. 1 und 2 bezelchneten 
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(4) Die bei den Landesversicherungsanstal- 
ten beschäftigten Arbeiter, die am 31. De- 
zember 1952 ausschließlich für Zwecke der 
Angestelltenversicherung tätig waren, treten 
zu dem nach ^ 26 bestimmten Zeitpunkt 
nach der für sie bisher maßgebenden Lohn- 
gruppe in den Dienst der Bundesversiche- 
rungsanstalt. Die Absätze 2 und 3 gelten ent- 
sprechend. 

II. Vermögen 
§ 19 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Soweit sich Ansprüche aus dem Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz vom 

(Bundesgesetzbl. I S ) gegen die Ren- 

tenversicherung der Angestellten ergeben und 
soweit dem Träger der Rentenversicherung 
der Angestellten Erstattungsansprüche zu- 
stehen, ^ehen diese Verbindlichkeiten und 
Rechte auf die Bundesversicherunesanstalt 
über. 

§ 20 

unverändert 
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Art vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes getroffen worden sind, bleibt 
unberührt. 

(2) Dingliche Rechte an Grundstücken 
und sonstigen Sachen und Rechten, die unter 
§19 Abs. 1 und 2 fallen, bleiben bestehen. 

§ 21 

(1) In laufende Miet- oder Pachtverträge, 
die von der Reichsversichcrungsanstalt für 
Angestellte oder nach dem 8. Mai 1945 von 
der Treuhandverwaltung der Reichsversichc' 
rungsanstalt für Angestellte in Berlin oder 
von den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter für Zwecke der Angestelltenversi- 
cherung abgeschlossen sind, tritt die Bundes- 
versicherungsanstalt ein. Kann der Bundes- 
versicherungsanstalt aus organisatorischen 
Gründen oder aus einem anderen wichtigen 
Grunde die Fortsetzung eines Miet- oder 
Pachtverhältnisses nicht zugemutet werden, 
so ist sie berechtigt, binnen eines Jahres mit 
sechsmonatiger Frist zum 1. eines Kalender- 
vierteljahres zu kündigen. 

(2) Liegt eine Benutzung oder Nutzung 
ohne Miet- oder Paditvertrag für Zwecke der 
Angestclltenversicherung vor, so kann die 
Bundcsvcrsicherungsanstalt die miet- oder 
pachtweise Überlassung für eine Dauer bis 
längstens zum 1. April 1955 fordern. 

§ 22 

Auf Verlangen ist der Bundesversicherungs- 
anstalt Auskunft über Vermögensverhältnisse 
der in §§ 19 und 20 bezeichneten Art zu er- 
teilen sowie Einsicht in Akten und Unterla- 
gen zu gewähren. 


§ 23 

Streitigkeiten, die sich zwischen Rechtsträ- 
gern des öffentlichen Rechts aus der in § 19 
getroffenen Regelung der vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse ergeben, entscheidet ein 
Schiedsgericht. Das Schiedsgericht besteht aus 
einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern, von 
denen jede Partei einen ernennt. Den Vor- 
sitzenden bestimmt der Bundesminister der 
Justiz. Für das Verfahren finden die Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung entspre- 
chende Anwendung. 


§ 21 


unverändert 


§ 22 


unverändert 


§ 23 


unverändert 
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Entwurf 
§ 24 

(1) Gehört das Eigentum an einem Grund- 
stück nach § 19 zum Vermögen der Bundes- 
versicherungsanstalt, so ist der Antrag auf 
Berichtigung des Grundbuches von der Ge- 
schäftsführung der Bundesversicherungsan- 
stalt zu stellen. Der Antrag muß von zwei 
Mitgliedern der Geschäftsführung unter- 
schrieben und mit dem Amtssiegel versehen 
sein. Zum Nachweis für die Eintra- 
gung gegenüber dem Grundbuch genügt die 
in dem Antrag aufzunehmende Erklärung, 
daß das Grundstück zum Vermögen der Bun- 
desversicherungsanstalt gehört. Das Eigentum 
ist einzutragen für die „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte, Körperschaft des 
öffentlichen Redits". 

(2) Dies gilt für sonstige im Grundbuch 
eingetragene Rechte entsprechend. 

§ 25 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, 
die aus Anlaß und in Durchführung der Vor- 
schriften der §§19 bis 24 entstehen, werden 
nicht erhoben. Bare Auslagen bleiben außer 
Ansatz. 


IIL Treuhandschaften 
§ 26 

(1) Die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter nehmen als Treuhänder der 
Bundesversicherungsanstalt, solange und so- 
weit die Bundesversicherungsanstalt diese 
Aufgaben noch nicht wahrnimmt, die Auf- 
gaben auf dem Gebiete der Rentenversiche- 
rung der Angestellten bis längstens sechs 
Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
wahr; spätestens nach Ablauf dieser 
Frist gehen die Aufgaben auf die Bundesver- 
sicherungsanstalt über. Der Bundes- 
minister für Arbeit kann durch 
Bekanntmachung im Bundes- 
anzeiger für die Übernahme 
einen früheren Zeitpunkt be- 
stimmen. 

(2) Unterlagen, die ausschließlich die Durch- 
führung von Aufgaben der Rentenversidie- 
rung der Angestellten betreffen, sind jeweils 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
§ 24 

(1) Gehört das Eigentum an einem Grund- 
stück nach § 19 zum Vermögen der Bundes- 
versicherungsanstalt, so ist der Antrag auf 
Berichtigung des Grundbuches von der Ge- 
schäftsführung der Bundesversicherungsan- 
stalt zu stellen. Der Antrag muß von zwei 
Mitgliedern der Geschäftsführung unter- 
schrieben und mit dem Amtssiegel versehen 
sein. Zum Nachweis des Eigentums gegen- 
über dem Grundbuch genügt die in dem 
Antrag aufzunehmende Erklärung, daß das 
Grundstück zum Vermögen der Bundesver- 
sicherungsanstalt gehört. Das Eigentum ist 
einzutragen für die „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte, Körperschaft des 
öffentlichen Rechts“. 

(2) unverändert 

^ 25 

unverändert 


IIL Treuhandschaften 
§ 26 

(1) Die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter nehmen als Treuhänder der 
Bundesversicherungsanstalt, solange und so- 
weit die Bundesversicherungsanstalt diese 
Aufgaben noch nicht wahrnimmt, die Auf- 
gaben auf dem Gebiete der Rentenversiche- 
rung der Angestellten sechs Monate nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes wahr; nach Ab- 
lauf dieser Frist gehen die Aufgaben auf die 
Bundesversicherungsanstalt über. 


(2) unverändert 
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Entwurf 

zu dem nach Absatz 1 bezeichneten Zeit- 
punkt der Bundesversicherungsanstalt unent- 
geltlich zu überlassen. 

§27 

Die Treuhandschaft des Bundes und des 
Landes Berlin an dem Eigentum und den 
sonstigen Vermögensrechten der Reichsver- 
sicherungsanstalt erlischt mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 

DRITTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 28 

§ 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Anpas- 
sung von Leistungen der Sozialversicherung 
an das veränderte Lohn- und Preisgefüge 
und über ihre finanzielle Sicherstellung (So- 
zialversicherungs-Anpassungsgesetz vom 1 7. 
Juni 1949, WiGBl. S. 99) erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Soweit die Beiträge zusammen mit 
den sonstigen Einnahmen nicht ausrei- 
chen, um die dauernde Aufrechterhaltung 
der von Versicherungsträgern zu decken- 
den Leistungen zu gewährleisten, sind die 
erforderlichen Mittel von dem Bunde 
aufzubringen. Näheres wird durch ein 
besonderes Gesetz bestimmt. ‘‘ 

§29 

Die Durchführung der Angestelltenver- 
sicherung für Seeleute richtet sich nach der 
zwischen der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte und der Seekasse getroffenen Ver- 
einbarung vom 16. Dezember 1943. Ände- 
rungen und Ergänzungen, welche die Bundes- 
versicherungsanstalt und die Seekasse verein- 
baren, bedürfen der Genehmigung des Bun- 
desministers für Arbeit. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


§ 27 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 28 

unverändert 


§ 29 

(1) Die Durchführung der Angestellten- 
versicherung für Seeleute riditet sich aus- 
schließlich nach der zwischen der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte und der 
Seekasse getroffenen Vereinbarung vom 
16. Dezember 1943. Änderungen und Er- 
gänzungen, welche die Bundesversicherungs- 
anstalt und die Seekasse vereinbaren, bedür- 
fen der Genehmigung des Bundesministers 
für Arbeit. 

(2) Soweit in der Verordnung über Durch- 
führung der deutschen Sozialversicherung 
bei Auslandsaufenthalt vom 29. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 230) die Landesver- 
sicherungsanstalt Rheinprovinz für Angele- 
genheiten der Angestelltenversicherung zu- 
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P CfQ 


E n t V/ u r f 


§ 30 

(1) Sind im Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Gesetzes die 
Organe für dieRentenversiche- 
rung derAngestellten nach dem 
S e 1 b s t V e r w a 1 1 u n g : g e s e t z be- 
reits gebildet, so sind sie Or- 

ane der Bundesversicherungs- 
nstalt. Sind im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes 
Wahlen nach dem Selbstver- 
waltungsgesctz(§ 10 Abs. l)noch 
nicht durcl'i geführt, so kann 
der Bundesminister für Arbeit 
auf Vorschlag der Gewerk- 
schaften, der selbständigen 
Vereinigungen von Arbeitneh- 
mern mit sozial- oder berufs- 
politischer Zwecksetzung und 
der Vereinigungen von Arbeit- 
gebern einen vorläufigen Vor- 
stand bestellen. 

(2) Der vorläufige Vorstand 
n immt auch die Aufgaben der 
Vertreter Versammlung wahr 
und regelt die vorläufige Ge- 
schäftsführung. 


(3) Die Amtsdauer der vorläu- 
figen Organe und der vorläufi- 
gen Geschäftsführung endet, 
sobald die Vertreter versamm- 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

ständig ist, tritt unbeschadet der Vorschrift 
des Absatzes 1 an ihre Stelle die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte. 

§ 30 

(1) Die nach § 10 des Selbstverwaltungs- 
gesetzes gewählte Vertreterversammlung für 
die Rentenversicherung der Angestellten gilt 
als Vertreterversammlung der Bundesver- 
sicherungsanstalt. 


(2) Für die erste Wahlperiode wird die 
nach § 10 des Selbstverwaltungsgesetzes für 
die Rentenversicherung der Angestellten ge- 
wählte Vertreterversammlung um je drei im 
Lande Berlin wohnhafte Vertreter der ver- 
sicherten Angestellten und ihrer Arbeitgeber 
erweitert; insoweit findet § 3 Abs, 2 erster 
Halbsatz keine Anwendung. Für die Erwei- 
terung gelten § 4 Abs. 5 und 6 des Selbst- 
verwaltungsgesetzes sowie §§ 24 bis 26 der 
Wahlordnung für die Organe der Selbstver- 
waltung auf dem Gebiet der Sozialversiche- 
rung vom 14. August 1952 (Bundesanzeiger 
Nr. 168 vom 30. August 1952 — Beilage — ) 
entsprechend mit der Maßgabe, daß die Wahl 
durch die Vertreterversammlung (Absatz 1) 
erfolgt. Für die nach Satz 1 hinzuzuwählen- 
den Vertreter gelten die Vorschriften des 
Selbstverwaltungsgesetzes mit der Maßgabe, 
daß diese Vertreter die Voraussetzungen für 
das aktive Wahlrecht zum Deutschen Bundes- 
tag erfüllen müssen. 

(3) Der Vorstand der Bundesversicherungs- 
anstalt wird erstmals von der nach Absatz 2 
erweiterten Vertreterversammlung gewählt. 
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Entwurf 

1 u n g und der Vorstand n a c ]i 
de in Selbstverwaltungsgesetz 
gewählt sin d. 


§ 31 

Soweit in anderen Gesetzen auf Vorschrif- 
ten oder Bezeichnungen verwiesen wird, die 
durch dieses Gesetz aufgehoben oder geän- 
dert werden, treten an deren Stelle die ent- 
sprechenden Vorschriften oder die Bezeich- 
nungen dieses Gesetzes. 


§ 32 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


§ 30 a 

(1) Auf die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Bundesbeamtengesetzes vorhan- 
denen Wartestandsbeamten (§ 16 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 3) finden von diesem Zeit- 
punkt an die Vorschriften des § 178 Nr. 3 
des Bundesbeamtengesetzes Anwendung. 

(2) Soweit auf Grund des § 16 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 3 Beamte in den Warte- 
stand versetzt werden können, tritt mit dem 
Inkrafttreten des Bundesbeamtengesetzes an 
die Stelle der Versetzung in den Wartestand 
die Versetzung in den einstweiligen Ruhe- 
stand. 

(3) Bei einem nach Inkrafttreten des Bun- 
desbeamtengesetzes in den einstweiligen 
Ruhestand versetzten Beamten der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte darf das 
Ruhegehalt für die Dauer von fünf Jahren 
nicht hinter fünfzig vom Hundert der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge, berechnet aus 
der Endstufe seiner Besoldungsgruppe, Zu- 
rückbleiben. 

(4) Für die Berechnung der Hinterbliebe- 
nenbezüge findet Absatz 3 keine Anwendung. 

§ 31 

unverändert 


§ 32 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung 
des Landes Berlin im Finanzsystem des Bun- 
des (Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin. 
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Ent w u r f 


§ 33 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 in 
Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt treten 
die §§ 93 bis 130 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes in der Fassung vom 28. Mai 
1924 (Relchsgesetzbl. I S. 563) außer Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

(2) § 28 gilt für das Land Berlin erst dann, 
wenn das Land Berlin im Einvernehmen mit 
der Bundesregierung eine entsprechende ge- 
setzliche Regelung getroffen hat. 


§ 33 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1953 in 
Kraft; mit demselben Zeitpunkt treten die 
§§ 93 bis 130 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes in der Fassung vom 28. Mai 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 563) außer Kraft. 
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